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Früher und intensiver als die politischen Parteien waren die nationalen Interes-
senverbände in Westeuropa im Verlauf des Prozesses der institutionalisierten
Integration dazu gezwungen, ihre Positionen untereinander abzustimmen und
sich transnational zu organisieren; dies aus zwei Gründen: Die Verbände waren
in ihren (ökonomischen) Interessen unmittelbarer von der Integrationsmaterie
betroffen als die Parteien, und ihre Mitwirkung im System der Gemeinschaft
wurde frühzeitig und in hohem Maße in einer Vielzahl beratender Gremien in-
stitutionalisiert, deren Reichweite zum Teil über den Rahmen nationaler Kon-
sultationsverfahren hinausgeht (so gibt es etwa in der Bundesrepublik kein Pen-
dant zum Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG). Die enorm angestiegene
Zahl der im Rahmen der Gemeinschaft organisierten Dach- und Branchenver-
bände, in der Regel mit Sitz in Brüssel, ist ein sicheres Zeichen für die Bedeu-
tung, welche die Verbände der Gemeinschaftsebene beimessen1.

Zwei Tendenzen im hochgradig durch Verbandspräsenz (institutionalisierter
wie informeller Art) bestimmten System der Gemeinschaft waren im Jahresbe-
richt 1980 festzustellen: Die Übernahme neo-korporatistischer Verfahren einer
(versuchten) wirtschaftspolitischen Steuerung im Verbund von Staatsverwal-
tung, Unternehmerverbänden und Gewerkschaften wie etwa der „Konzertier-
ten Aktion" in der Bundesrepublik auf die Ebene der Gemeinschaft, und zwar
in Form der „Dreierkonferenzen" zwischen Kommission und nationalen Fach-
ministern sowie den europäischen Spitzenverbänden der Sozialpartner. Zum
anderen erlangte das nun direkt gewählte Europäische Parlament (EP) einen
größeren Stellenwert für die Interessengruppen, der sich auch daran zeigt, daß
unter den Parlamentariern selbst eine Reihe führender Funktionäre und Ver-
bandsvorsitzender zu finden sind. Während im Berichtsjahr 1981 keine weitere
Dreierkonferenz zustande kam, setzte sich die Aufwertung des EP fort, also ei-
ne klassisch-pluralistische Form der Interessenvertretung; so wandte sich z.B.
der Europäische Gewerkschaftsbund im Rahmen seiner Kampagne gegen die
Arbeitslosigkeit auch gezielt an die Fraktionen des EP.

Ausschuß der berufsständischen landwirtschaftlichen Organisationen der EG
(COPA)2

Der landwirtschaftliche Euro-Verband COPA vertritt 23 nationale landwirt-
schaftliche Dachverbände und ist das Sprachrohr für die Landwirte in der EG.
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Die Aktivitäten von COPA — vor allem, wenn es diesem Verbandszusam-
menschluß gelingt, gemeinsame Stellungnahmen zu formulieren — spielen im
gesamten Entscheidungsgefüge der EG eine wichtige Rolle. Die Gemein-
schaftsorgane nehmen auf diese Positionen Rücksicht, da von den meisten Be-
teiligten die Durchsetzung agrarpolitischer Entscheidungen gegen die Interes-
sen der Landwirte als äußerst schwierig angesehen werden.

Außerdem berufen sich die nationalen Agrarverbände vor allem im Rahmen
der alljährlichen Preisdiskussionen auf die COPA-Stellungnahme und benutzen
diese, um ihre Forderungen gegenüber den nationalen Regierungen zu unter-
streichen3.

Innerverbandliche Vorgänge
Im September wurde der bisherige COPA-Präsident, Freiherr von Heeremann,
durch den Vizepräsidenten des italienischen Landwirtschaftverbandes Confa-
gricoltura, Emo Capodilista, abgelöst. Dieser hat sich zur Aufgabe gemacht, in
den beiden Jahren seiner Amtszeit vor allem auf ein Abkommen hinzuwirken,
das den Konflikt im Agrarbereich zwischen den USA und der EG lösen soll;
darüber hinaus strebt er einen stärkeren Konsens mit der Industrie, den Ge-
werkschaften und der Verbraucherorganisation an, da deren Gewicht bei der
Entwicklung der Gemeinschaft nicht unerheblich sei4. Es ist zu erwarten, daß
die italienische Präsidentschaft auch dazu genutzt wird, die, vor allem von den
italienischen Verbänden vorgetragene Forderung nach einem besseren Schutz
für alle Mittelmeerprodukte, stärker zu betonen und damit in gewisser Weise ei-
nen Beitrag zum Abbau des Nord-Süd-Gefälles zu leisten.

Ein zunehmend schwieriges Problem für COPA ist die Aufnahme neuer Mit-
glieder. So ist über den Aufnahmeantrag der italienischen Organisation Conf-
coltivatori noch keine Entscheidung gefallen5, außerdem könnten die veränder-
ten Mehrheitsverhältnisse in Frankreich zu weiteren Aufnahmeanträgen stärker
ideologisch geprägter Verbände führen: die französische Regierung hat nämlich
neben den vier in COPA vertretenen Agrarverbänden drei weitere offiziell an-
erkannt: CNSTP, MODEF und FFA6. Es ist nicht auszuschließen, daß diese
— von Le Monde als revolutionär bezeichnete7 — Veränderung der französi-
schen Verbandslandschaft auch Rückwirkungen auf COPA haben wird.

Eine innerverbandliche Schwierigkeit, die in ähnlicher Weise für alle Euro-
Verbände gilt, ist, die z.T. sehr heterogenen Interessen der verschiedenen na-
tionalen Mitgliedsverbände unter einen Hut zu bringen. Im Berichtzeitraum
konnte man sich über grundsätzliche Fragen der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP) durchaus einigen und gemeinsame Stellungnahmen formulieren. Aller-
dings existieren im Rahmen der Milchpolitik nach wie vor sehr unterschiedliche
Vorstellungen8; außerdem führte die Frage der britischen Beitragszahlungen zu
Auseinandersetzungen: die französischen Verbände forderten zu diesem Punkt
eine COPA-Stellungnahme, während die britische Organisation, die „National
Farmers Union", es nicht wünschte, daß COPA sich zu diesem Problem äußert9.
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Die Aktivitäten COPAs im Berichtzeitraum

Die Aktivitäten COPAs konzentrierten sich im Jahre 1981 vor allem auf die
Diskussion über das Mandat der Kommission vom 30.5.1980. So wies COPA in
einer Stellungnahme bereits während der Beratungen der Kommission darauf
hin, daß der Versuch, die Haushaltsprobleme der Gemeinschaft durch Druck
auf die GAP zu lösen, auf den heftigen Widerstand der Landwirte stoßen wür-
de und diese sich auch Maßnahmen widersetzen würden, die auf eine Renatio-
nalisierung der GAP hinauslaufen. Außerdem waren sich die COPA-Mitglieds-
verbände darin einig, daß nur eine Anhebung der Eigenmittel der Gemein-
schaft, also ein Überschreiten der 1 %-Mehrwertsteuergrenze, die Einführung
weiterer gemeinschaftlich finanzierter Politiken ermögliche10. In diesem Zu-
sammenhang taucht immer wieder das Argument auf, daß der häufig kritisier-
te, zu hohe Anteil des Agraretats am Gesamthaushalt der Gemeinschaft eigent-
lich über die „Qualität" der GAP wenig aussagt und vor allem auf zwei Fakto-
ren zurückzuführen ist: zum Einen auf den hohen Vergemeinschaftungsgrad
der Agrarpolitik und zum Anderen darauf, daß im Agrarhaushalt bestimmte
Kosten enthalten sind, die in keiner direkten Beziehung zur GAP stehen, son-
dern durch Entscheidungen in anderen Bereichen hervorgerufen wurden (z.B.
Nahrungsmittelhilfe, präferentielle Abkommen). Diese Vorstellungen wurden
auch dem Kommissionspräsidenten Thorn bei einem Treffen mit dem COPA-
Präsidenten im Juni unterbreitet.

Der Bericht der Kommission wurde dann in verschiedenen Stellungnahmen
heftig kritisiert11. Die Bemühungen der Kommission, dem europäischen Auf-
bau einen neuen Impuls zu geben, wurden zwar begrüßt, gleichzeitig aber die
Leitgedanken der Kommission im Bereich der GAP als völlig unannehmbar
verworfen. Im Einzelnen wurde vor allem die Ausdehnung der Mitverantwor-
tungsabgabe auf weitere Produkte und die vorsichtige Preispolitik, die sich stär-
ker an den Weltmarktpreisen orientieren soll, kritisiert.

Dagegen hat die COPA gefordert, daß
— Maßnahmen, die die Einhaltung der drei Grundprinzipien der GAP sicher-

stellen, erlassen werden;
— die Preispolitik zusammen mit einer kohärenten Marktpolitik Hauptelement

der GAP bleiben und die gemeinsame Preisbildung sich nicht an den Welt-
marktpreisen orientieren soll;

— die Marktordnungen erhalten und verbessert werden sollen, um gleichwerti-
ge Garantien für alle Produkte zu gewährleisten;

— die sozio-strukturelle Politik und die Regionalentwicklungspolitik verstärkt
werden soll;

— Maßnahmen, die den Landwirten benachteiligter Regionen ein angemesse-
nes Einkommen sichern, erlassen werden.

Diesen Forderungen wurden durch Pressekonferenzen und mehrere Gespräche
Nachdruck verliehen, so z.B. bei einem Treffen zwischen dem Präsidenten und
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Vizepräsidenten von COPA mit Lord Carrington, dem damaligen britischen
Außenminister und Ratsvorsitzenden, vor dem Londoner Gipfeltreffen im No-
vember.

Diese Diskussionen um das Mandat haben den sonstigen Arbeitsschwerpunkt
COPAs — die alljährlichen Preisverhandlungen — im Jahre 1981 etwas in den
Hintergrund treten lassen; erst zu Beginn des Jahres 1982, nachdem die Kom-
mission im Januar ihren Vorschlag für die Preise im Wirtschaftsjahr 1982 unter-
breitet hatte, nahm dieser Bereich wieder größeren Raum in den COPA-Aktivi-
täten ein. Dies nicht zuletzt deshalb, weil die Kommissionsvorschläge, die eine
Preiserhöhung von 8 - 9 % vorsahen, weit unter den Forderungen COPAs von
16,3 % lagen. Auch die in diesem Rahmen unterbreiteten Vorschläge zur Ein-
führung von Produktionszielen und Verschärfung der Erzeugermitverantwor-
tung, wurden abgelehnt.

COPA und die Mitgliedsverbände versuchten durch vielfältige Aktionen auf
den aus ihrer Sicht katastrophalen Rückgang der landwirtschaftlichen Einkom-
men und der damit verbundenen finanziellen Schwierigkeiten der Landwirte
aufmerksam zu machen.

So wurde im April in Brüssel eine Demonstration organisiert, an der 10000
Landwirte teilnahmen, die in ihren Resolutionen auf ihre Preisforderungen hin-
wiesen und außerdem eine rechtzeitige Festsetzung der Agrarpreise verlangten.
Dies wurde durch Aktivitäten auf der nationalen Ebene unterstützt: so gab es
z.B. in Frankreich landesweite Demonstrationen, die sich nicht nur gegen die
Pläne im Bereich der nationalen Agrarpolitik, sondern auch gegen die Preisvor-
schläge und flankierenden Maßnahmen der EG-Kommission richteten; vor al-
lem von dem französischen Bauernverband FNSEA wurde dabei ein Abgehen
von der Einstimmigkeitsregel im Ministerrat und ein Beschluß über die Agrar-
preise ohne Großbritannien gefordert; eine Position, die in dieser Form von
COPA sicher nicht übernommen werden kann12.

Durch die Verzögerungen der Preisverhandlungen wurde diese Situation
noch verschärft — COPA hat in einigen Pressemitteilungen im April dagegen
heftig protestiert und bereits weitere Aktionen angekündigt13.

Die Union der Industrien der Europäischen Gemeinschaften (UNICE)
Die UNICE, 1958 gegründeter Zusammenschluß der wirtschafts- und sozialpo-
litischen Spitzenverbände der EG-Mitgliedstaaten zur Vertretung unternehme-
rischer Interessen gegenüber den Organen der Gemeinschaft14, bildet als trans-
nationale Dachorganisation zugleich die Spitze eines vielschichtigen, aus rund
200 weiteren europäischen Branchen- und Fachverbänden bestehenden euro-in-
dustriellen Verbandsgefüges.

Die europäischen Branchenverbände15 agieren bei sektoralen Fragen weitge-
hend autonom; sie arbeiten bei gesamtindustriellen und sozialpolitischen The-
men auf informeller und flexibler Basis mit der UNICE zusammen. Die nachfol-
gende Jahresbilanz der privatwirtschaftlichen Verbandstätigkeiten im Rahmen
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der Europäischen Gemeinschaft konzentriert sich auf die durch die UNICE
wahrgenommene sektorübergreifende Industrie-, Handels- und Sozialpolitik16.

Die Zusammenarbeit der europäischen Unternehmensverbände unter dem
Dach der UNICE vollzog sich auch im Berichtsjahr im wesentlichen durch das
Zusammenwirken des die transnationalen Aktivitäten koordinierenden Gene-
ralsekretariats mit dem umfangreichen System der beratenden Ausschüsse und
(ad hoc) Arbeitsgruppen und den entscheidungsfindenden Verbandsführungs-
organen, dem Exekutivausschuß der Hauptgeschäftsführer und dem Rat der
Präsidenten.

Tätigkeiten der Verbandsführungsorgane

Der Rat der Präsidenten der UNICE, höchstes Beratungs- und Entscheidungs-
organ des Euro-Verbandes, trat im Berichtsjahr dreimal zusammen. Anläßlich
seiner ersten Jahressitzung verabschiedete er ein Memorandum über die Lage
der Gemeinschaft, das der Präsident der UNICE, Guido Carli, dem Präsiden-
ten der EG-Kommission, Gaston Thorn, bei ihrem ersten Zusammentreffen
am 16. Januar 1981 überreichte. In diesem Memorandum, das gleichsam als
„Morgengabe" an die neue Kommission konzipiert war, nimmt UNICE nach
einer Rekapitulierung ihrer ordnungs- und integrationspolitischen Hauptforde-
rungen, vornehmlich zu denjenigen gemeinschaftlichen Fragen Stellung, mit
denen sich die neue Kommission nach Auffassung der europäischen Privatwirt-
schaft vorrangig befassen sollte.

Ausgangspunkt der UNICE-Vorschläge bildeten die Erfahrungen, die mit
dem vierten Programm für eine mittelfristige Wirtschaftspolitik der Gemein-
schaft für den Fünf-Jahreszeitraum 1976/80 gemacht wurden. Es war nach An-
sicht der UNICE sowohl im Hinblick auf die quantitativen Orientierungsdaten
wie auch im Hinblick auf den wirtschaftspolitischen Empfehlungskatalog zu
ehrgeizig konzipiert. Aus den weitgehend negativen Erfahrungen müßten des-
halb die richtigen Lehren gezogen werden, damit das 5. Programm, das den
Zeitraum bis 1985 abdecken soll, für die Gemeinschaft auf wirtschaftspoliti-
scher Ebene einen realistischen, praxisorientierten und operationalen Rahmen
liefert, um die Hauptanliegen einer mittelfristigen Wirtschaftspolitik der EG
erfolgreich anzugehen. UNICE hebt hervor, daß den Mitgliedstaaten selbst eine
wichtige Rolle hierbei zufällt; indem sie jede Gelegenheit wahrnehmen sollten,
die Gemeinschaftspolitiken zu stärken und weiter zu entwickeln. Die notwendige
Umstrukturierung des EG-Haushaltes bei Reduzierung des Agraranteils und
seine effizientere Gestaltung — von UNICE als conditio sine qua non für jede
wirtschaftspolitische Neuorientierung verstanden — müsse in erster Linie dazu
dienen, den Binnenmarkt der Gemeinschaft zu stärken. Im einzelnen unterbreitet
dieses, auf stärkere Konvergenz zwischen den einzelnen Gemeinschaftspoliti-
ken zielende Memorandum Leitlinien und Einzelvorschläge zur engeren Koor-
dinierung der Wirtschafts- und Währungspolitiken unter den Mitgliedstaaten
bei gleichzeitiger Stärkung des Europäischen Währungssystems (EWS), zur Re-
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form der gemeinsamen Agrarpolitik, der effizienteren Gestaltung der Energie-
und Strukturpolitik sowie zur Reform der Regionalpolitik.

Ferner befaßte sich der Rat der Präsidenten mit den von einer Arbeitsgruppe
„Funktion der UNICE" vorgelegten Ergebnissen und Empfehlungen zur Stär-
kung der UNICE-Aktivitäten und zu Steigerung der Organisationseffizienz des
europäischen Verbandszusammenschlusses17. Dieser Bericht, vom Rat der
Präsidenten im Grundsatz gebilligt, wenngleich noch nicht verabschiedet, bil-
dete einen Schwerpunkt der innverbandlichen Diskussion; er vermittelt zu-
gleich ein anschauliches Bild über Grenzen und Möglichkeiten der unterneh-
merischen Verbändekooperation auf europäischer Ebene: grundsätzlich soll
UNICE unter Beibehaltung ihrer wesentlichen Statuten auch künftig in ihrer
Doppelfunktion als wirtschafts- und sozialpolitischer Dachverband tätig wer-
den; allerdings wird eine bessere Koordinierung und Interessenabstimmung
zwischen den industriellen und sozialpolitischen Bereichen, wie auch zwischen
den EG-Verbänden und den assoziierten Verbänden für erforderlich gehalten.
Die von einzelnen assoziierten Verbänden in die Diskussion gebrachte Überle-
gung, den Euro-Verband im Sinne einer Vollmitgliedschaft aller westeuropäi-
schen Unternehmensverbände zu reorganisieren und damit eine der geographi-
schen Reichweite und den Organisationsprinzipien des Europäischen Gewerk-
schaftbundes (EGB) äquivalente Arbeitgeberorganisation zu schaffen, wurde
von der Mehrheit der UNICE-Mitglieder für gegenwärtig nicht vordringlich
erachtet. Umso dringlicher erscheint dieser Studiengruppe die Verbesserung
der UNICE-Ausschußarbeiten angesichts eines offensichtlich wiederholt nur
mangelhaften Engagements einzelner Mitgliedsverbände und der unterschiedli-
chen Qualifikation der von ihnen entsandten Vertreter.

Zur Intensivierung des wechselseitigen Kommunikationsflusses zwischen der
UNICE und der „industriellen Basis" der jeweiligen Firmen- und Konzernlei-
tungen wird die Schaffung eines neuen, zusätzlichen „Lenkungsausschusses",
bestehend aus Top-Managern und führenden Repräsentanten von Branchen-
verbänden, ebenso zur Diskussion gestellt, wie die Abhaltung einer jährlichen
Mitgliederversammlung.

Zu den weiteren herausragenden Außenaktivitäten der UNICE-Spitze zähl-
ten die bereits zur Tradition gewordenen bilateralen Zusammentreffen des
UNICE-Präsidenten mit dem jeweils amtierenden EG-Ratspräsidenten — so
mit Herrn van Agt am 28. Juni 198118 und Frau Thatcher im November des
Jahres — sowie ein am 5. März veranstalteter Meinungsaustausch des Rats der
Präsidenten mit EG-Kommissaren und dem Kommissionspräsidenten zu Fra-
gen der europäischen Handels- und Wettbewerbspolitik19.

Arbeitsschwerpunkte
Aus der umfangreichen Tätigkeitspalette der UNICE ragten 1981 wiederum
außenwirtschaftspolitische, sich insbesondere auf die japanische Exportoffen-
sive konzentrierende Aufgabenstellungen heraus. Anläßlich zweier Treffen
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der UNICE-Führung mit Delegationen des japanischen Unternehmerdachver-
bandes Keidanren im September und Oktober des Jahres, wies die europäische
Seite auf das wachsende Handelsbilanzdefizit gegenüber Japan hin, das allein
im Zeitraum Januar/April 1981 um durchschnittlich 46 % im Vergleich zur sel-
ben Vorjahresperiode gestiegen sei und forderte Japan auf, zu einer „harmoni-
schen" Handelspolitik zurückzukehren. Falls Verhandlungen mit Japan keine
entscheidenden Resultate brächten, sei es zunehmend schwierig, protektioni-
stische Gegenmaßnahmen zu verhindern. Trotz dieser multilateral vermittelten
Appelle UNICEs zeigt eine Betrachtung der internen Beratungsvorgänge wie-
derholt fundamentale Meinungsunterschiede unter den UNICE-Mitgliedern:
während insbesondere der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) —
partiell unterstützt von den dänischen und niederländischen Verbänden — für
die Beibehaltung einer strikt liberalen Handelspolitik votierten, traten die briti-
schen, französischen, italienischen und belgischen UNICE-Mitglieder für ver-
stärkte Einfuhrbeschränkungen und Schutzmaßnahmen ein. Angesichts dieser
ordnungspolitischen Divergenzen - nicht zuletzt Ausdruck wachsender struk-
tureller Disparitäten in der Produktivität und Leistungsfähigkeit der einzelnen
EG-Volkswirtschaften — operierte UNICE weitgehend auf dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner bei deutlicher Dominanz einer nationalstaatlich ausgerich-
teten Strategie ihrer Mitgliedsverbände.

Unter den auf den Binnenbereich der Gemeinschaft bezogenen zahlreichen
Aktivitäten der UNICE standen erneut Fragen der Ausgestaltung eines euro-
päischen Gesellschaftsrechts im Vordergrund. Grundsätzlich wiederholte UNI-
CE dabei ihre Auffassung, daß die herrschende Rechtslage in den Mitgliedstaa-
ten das gute Funktionieren der europäischen Konzerne nicht beeinträchtige.
Der Kommissionsentwurf einer EG-Richtlinie zur Information und Anhörung
der Arbeitnehmer (die sog. Vredeling-Initiative) wird dementsprechend als
den unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten inadäquat und als insgesamt
zu weitgehend bewertet und abgelehnt. Ebenso vertritt die UNICE die Auffas-
sung, daß zahlreiche der in der 9. Direktive der EG-Kommission zum Schutz
der Aktionäre gemachten Vorschläge in ihrer Notwendigkeit nicht begründet
und insgesamt zu undifferenziert sind20. Anläßlich zahlreicher formeller und in-
formeller Zusammenkünfte von UNICE-Vertretern mit den verschiedenen Ge-
meinschaftsinstanzen (Kommission, Wirtschafts- und Sozialausschuß, Europäi-
sches Parlament) legte UNICE ihre Kritikpunkte und Änderungswünsche dar.

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB)

Struktur und Programmatik

Ein weitgehendes Monopol für die Vertretung gewerkschaftlicher Interessen
im Rahmen Westeuropas und besonders auf der Ebene der EG besitzt heute
der 1973 gegründete Europäische Gewerkschaftsbund. Seit der Aufnahme
zweier zypriotischer Gewerkschaftsorganisationen im Berichtsjahr 1981 umfaßt
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er zu Ende dieses Jahres insgesamt 34 Dachgewerkschaften aus 19 Ländern
Westeuropas mit etwa 43 Millionen Mitgliedern. Neben den nationalen Dach-
verbänden (wie z.B. dem deutschen DGB) gehören dem EGB auch die von
ihm anerkannten Europäischen Gewerkschaftsausschüsse an, das heißt die Zu-
sammenschlüsse der Fachgewerkschaften (Branchengewerkschaften) für einen
oder mehrere Wirtschaftszweige, wie z.B. der Europäische Metallgewerk-
schaftsbund in der Gemeinschaft (EMB), dessen deutscher Mitgliedsverband
die IG Metall ist; neu anerkannt wurde jetzt das Europäische Gewerkschafts-
komitee der Lehrer21.

Der EGB ist Nachfolger transnationaler Zusammenschlüsse verschiedener
Richtungsgewerkschaften. Als europäische Einheitsgewerkschaft neuen Typs
hat er die traditionelle Spaltung der Gewerkschaftsbewegung überwunden und
vereinigt unter seinem Dach erstmals die Mitgliedsverbände der (in Westeuro-
pa dominierenden) sozialdemokratisch-sozialistischen, der (vormals) christli-
chen und der kommunistischen Gewerkschaftsinternationalen22. Seine innere
Kohärenz ist deshalb nicht nur der Belastung durch national bedingte Interes-
senkonflikte und Unterschiede in gewerkschaftlicher Struktur und Strategie
ausgesetzt, sondern auch starken ideologischen Divergenzen, was sich beson-
ders an der seit den Anfängen des EGB umstrittenen Frage der Aufnahme
kommunistisch orientierter Gewerkschaftsorganisationen zeigt. 1981 führte der
Aufnahmeantrag der spanischen Arbeiterkommissionen (CCOO) zu internen
Auseinandersetzungen, die zum Teil auch öffentlich ausgetragen wurden; in
der Abstimmung im Dezember 1981 erhielten die CCOO nicht die erforderli-
che Zweidrittel-Mehrheit, ihr Antrag bleibt aber auf der Tagesordnung. Neu
abgestimmt wird Anfang 1982 über die Aufnahme der beiden portugiesischen
Gewerkschaftsbünde UGT und Intersindical, während die spanische USO ab-
gelehnt wurde23. Auch politische Divergenzen innerhalb der gleichen Gewerk-
schaftsfamilie belasten den Zusammenhalt des EGB: so forderte der britische
TUC, sein stärkster Mitgliedsverband und (wie der DGB) Teil des dominieren-
den freigewerkschaftlichen Blocks, auf seinem Kongreß im September 1981
den Austritt Großbritanniens aus der EG.

Auch der Ausbau der europäischen Gewerkschaftsstrukturen auf der Sekto-
renebene der Fachgewerkschaften blieb weiterhin schwierig. Zwar gab es eine
gute Zusammenarbeit des EGB mit den anerkannten Gewerkschaftsausschüs-
sen, die in den verschiedenen Ausschüssen und Arbeitsgruppen des europäi-
schen Dachverbandes aktiv mitwirkten und die sich an Gemeinschaftsaktionen
beteiligten; aber bestimmte fachgewerkschaftliche Zusammenschlüsse, und
zwar auch anerkannte, werfen nach wie vor Probleme für die transnationale
Kooperation auf — hinsichtlich ihrer geographischen Ausdehnung (Beschrän-
kung auf EG-Länder oder deckungsgleich mit dem im Prinzip ganz Westeuro-
pa umfassenden EGB) oder ihrer gewerkschaftspolitischen Ausrichtung (wie
z.B. die Beschränkung auf die sozialistischen, den Einschluß der christlichen
oder auch von kommunistischen Branchengewerkschaften)24.
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Die wichtigsten Aufgaben des EGB sind: Die Herstellung eines Konsens zwi-
schen seinen Mitgliedern, auf der Grundlage ständiger Information und Kom-
munikation; die Interessenvertretung gegenüber den europäischen Institutio-
nen und den europäischen Organisationen der Arbeitgeber und die Vorberei-
tung und Koordination gemeinsamer Aktionen. Die Hauptlast der laufenden
Informations- und Koordinierungstätigkeit des EGB mit seinen 44 Millionen
Mitgliedern trägt das Sekretariat unter der Leitung des Generalsekretärs M.
Hinterscheid; es besteht aus fünf weiteren politischen Sekretären und (z.Zt.) 23
Mitarbeitern. Vorsitzender des EGB blieb W. Kok. Für ein Novum sorgten die
drei italienischen Mitgliedsverbände, indem sie eine Art Rotationsprinzip für
ihren Sitz im Vorstand durchsetzten, den seit 1979 nun jeweils einer der drei
nationalen Generalsekretäre für ein Jahr innehatte.

Neben seinen satzungsmäßigen Organen verfügt der EGB über eine Reihe
von permanenten Ausschüssen und ad hoc-Arbeitsgruppen (zur Zeit insgesamt
etwa 25), welche die Entscheidungen des Vorstandes und des Kongresses vor-
bereiten und den Informationsaustausch und die Konsensfindung zwischen den
nationalen Mitgliedsverbänden befördern. Ein wichtiges Instrument für die Ar-
beit des EGB ist auch das 1978 gegründete Europäische Gewerkschaftsinstitut
(EGI) in Brüssel, welches das Sekretariat auch technisch entlastet. Mit dem
EGI verfügt die europäische Gewerkschaftsbewegung nun über eine wissen-
schaftliche Institution, die wichtige Vorarbeiten für politische Entscheidungen
des EGB leisten und seine Mitgliedsbünde und die Europäischen Gewerk-
schaftsausschüsse durch Informationen und vergleichende Untersuchungen zu
den Arbeitsbeziehungen unterstützen kann. Das EGI veröffentlichte 1981 vier
weitere Forschungsberichte zu den folgenden Themen: Neugestaltung der Ar-
beitsplätze — Erfahrungen in westeuropäischen Ländern; Tarifverhandlungen
in Westeuropa 1979—1980 und die Aussichten für 1981; Preiskontrolle und Er-
haltung der Kaufkraft in den Ländern Westeuropas; Industriepolitik in West-
europa. Der seit 1979 ausgebauten Presse- und Informationsabteilung im EGB-
Sekretariat gelang es, die transnationalen Kontakte zwischen Gewerkschafts-
journalisten zu verbessern und vor allem die Berichterstattung in der Gewerk-
schaftspresse zu erweitern25.

Die aktuelle Programmatik des EGB blieb durch das 1979 verabschiedete
Aktionsprogramm bestimmt; darin kritisiert der EGB eine nationalstaatliche
Austeritätspolitik und fordert eine demokratische Wirtschaftsplanung auf euro-
päischer Ebene sowie die Verwirklichung einer Wirtschaftsdemokratie, die den
Lohnabhängigen eine Mitwirkung in den wirtschaftlichen Entscheidungspro-
zessen ermöglicht26. Als Aktionsmittel definiert der EGB einzelstaatliche Ak-
tionen in Form koordinierter Aktionen der Mitgliedsbünde, europäische Ak-
tionen vor allem auf Grund einer Erweiterung des gewerkschaftlichen Einflus-
ses in der EG, den Ausbau der Beziehungen zu internationalen Gewerkschafts-
organisationen und eine Verbesserung der Koordination und der internen
Struktur des EGB selbst.
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Arbeitsschwerpunkte
Zentraler Faktor für den EGB blieb die massive Zunahme der Arbeitslosigkeit
in Westeuropa. Ende 1980 hatte er eine „Kampagne für die Beschäftigung und
den wirtschaftlichen Wiederaufschwung" beschlossen, die 1981 in mehreren
Phasen und auf verschiedenen Ebenen ablief: Pressekampagne und Verteilung
von Materialien zur Verbreitung der Hauptforderungen und der Anregung von
regionalen, sektoralen und nationalen Aktionen; gemeinsame Kundgebungen
und Demonstrationen; Entsendung von Delegationen zu den Sitzungen von
Ministerrat und Europäischem Rat. Ein neues Element innerhalb der gewerk-
schaftlichen Gesamtstrategie und gleichzeitig ein Zeichen für die höhere Ein-
schätzung des Europäischen Parlaments (EP) bildeten gezielte Treffen mit den
wichtigsten Fraktionen des EP im Januar und im März, um die Kampagne vor-
zustellen und die Rolle der europäischen Parteienbünde und ihrer Fraktionen
zu erörtern27.

Aus Anlaß der Tagung des Europäischen Rates am 23724. März in Maa-
stricht veranstaltete der EGB „vor Ort" eine Demonstration, an der etwa 3500
Arbeitnehmer aus Belgien, den Niederlanden und der Bundesrepublik teilnah-
men, und bei deren Planung sich der Interregionale Gewerkschaftsrat für die
dortige Grenzregion als sehr nützlich erwies. Eine Delegation des EGB trug
dem Präsidenten des Europäischen Rates Van Agt die gewerkschaftlichen Vor-
stellungen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vor. Von dem Ergebnis der
Tagung waren die Gewerkschaften enttäuscht, obwohl der Rat die von ihnen
geforderte Einberufung eines „Superrates" der Wirtschafts-, Finanz- und Ar-
beitsminister bestätigte: sie erkannten keine Abkehr von der bisherigen restrik-
tiven und deflationären Politik, obwohl nach ihrer Einschätzung eine dauerhaf-
te Verbesserung der Beschäftigungslage ohne verstärkte Eingriffe der öffentli-
chen Hand undenkbar ist28.

Im Juni veröffentlichte der EGB sein ausführliches „Manifest für Beschäfti-
gung und wirtschaftlichen Wiederaufschwung"29; darin kritisieren die Gewerk-
schaften die „monetaristischen und Laissez-faire-Politiken" einer Reihe von
Mitgliedsländern und stellen ein EGB-Programm mit sechs Schwerpunktforde-
rungen auf: „Die Regierungen müssen durch dynamische Eingriffe für eine er-
heblich verstärkte Investitionstätigkeit sorgen", „die Arbeitszeit ist beträcht-
lich zu verkürzen", „die Hilfe für die Entwicklungsländer bedarf einer substan-
tiellen Aufstockung", „es ist für eine gerechte Verteilung der mit den Verände-
rungen einhergehenden Lasten zu sorgen", „die Inflationsbekämpfung hat
durch gezielte und sozial gerechte Maßnahmen, aber nicht durch Arbeitslosgi-
keit zu geschehen", „die Arbeitsbeschaffungs- und Ausbildungspläne sind in-
tensiv zu fördern."

Höhepunkt der Aktionskampagne des EGB war die europäische Großkund-
gebung in Luxemburg am 29. Juni anläßlich der Tagung des „Jumborates" der
Wirtschafts-, Sozial- und Finanzminister. Sie begann mit einer Versammlung
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von etwa 4500 Demonstranten, auf der das „Manifest" vorgetragen wurde und
mehrere europäische Gewerkschaftsführer das Wort ergriffen. Anschließend
marschierten etwa 3 000 Teilnehmer aus ganz Westeuropa zum Tagungsort des
Rates. Während der EGB die Tagung des „Jumborates" selbst als einen gewis-
sen Erfolg für sich buchen konnte und mit dem Verlauf der Demonstration sehr
zufrieden war, bezeichnete er das Ergebnis der Ratstagung als eher enttäu-
schend. Er begrüßte es, daß der Rat zuletzt doch dem Problem der Arbeitslo-
sigkeit den gleichen Rang zugestanden habe wie der Inflation, und daß er die
Vorschläge der Kommission gebilligt habe: Bekämpfung der Inflation mit stär-
ker diversifizierten Politiken, die einen wirtschaftlichen Wiederaufschwung er-
möglichen und die Schaffung von Arbeitsplätzen fördern sollen; Anreiz für In-
vestitionen in Industriezweigen, die ein Potential zur Ausweitung der Beschäf-
tigung aufweisen; Angebot eines Arbeitsplatzes oder Gelegenheit zur Ausbil-
dung oder Arbeitserfahrung an alle Jugendlichen für einen bestimmten Zeit-
raum. Dagegen kritisierte der EGB, daß die gemeinsamen Schlußfolgerungen
nicht in konkrete Maßnahmen einmündeten und daß es besonders auch hin-
sichtlich der Arbeitszeitverkürzung zu keiner verbindlichen Verpflichtung
kam30.

Anzeichen für einen „Klimawechsel" sah der EGB in der Wahl eines soziali-
stischen Präsidenten und der Regierungsübernahme durch die Linkskoalition
in Frankreich; das Wahlprogramm Mitterrands, der im November eine Delega-
tion des EGB empfing, und das Regierungsprogramm weisen nach Ansicht des
EGB viele Gemeinsamkeiten mit seinen eigenen Forderungen auf europäischer
Ebene auf31. Positiv bewertete der EGB auch den Standpunkt des neuen Kom-
missars für soziale Angelegenheiten, Ivor Richard, daß die Beschäftigung das
Hauptproblem der Wirtschaft der EG sei. Trotzdem vermißten die Gewerk-
schaften irgendwelche Fortschritte auf der Londoner Tagung des Europäischen
Rats vom November.

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit steht für den EGB auch im Mittel-
punkt der Regionalpolitik der Gemeinschaft. Er begrüßte deshalb die von der
Kommission vorgelegten „Neuen Leitlinien und Prioritäten", weil sie wesentli-
chen Forderungen der Gewerkschaften entsprachen: Abbau der Arbeitslosig-
keit als vorrangiges Ziel, Koordinierung zwischen den verschiedenen nationa-
len Regionalpolitiken und der Gemeinschaftspolitik, Förderung integrierter re-
gionaler Entwicklungsprogramme anstatt einer Vielzahl unverbundener Ein-
zelprojekte. Hauptforderung des EGB bleibt eine direkte und gegenüber den
Unternehmern gleichgewichtige Beteiligung im Ausschuß für Regionalpoli-
tik32.

Ebenfalls im Zusammenhang mit der Beschäftigungslage sind die seit 1979
unternommenen Schritte des EGB zur Verkürzung der Arbeitszeit zu sehen,
mit der er ein doppeltes Ziel verfolgt, nämlich einerseits das vorhandene Ar-
beitsvolumen so zu verteilen, daß die Zahl der Arbeitslosen beschränkt wird
und andererseits durch Verringerung der Arbeitszeit die Arbeitsbedingungen
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insgesamt zu verbessern. Der EGB fordert ein gemeinschaftliches Rahmenin-
strument, das zu Verhandlungen auf nationaler Ebene über eine Verkürzung
der Arbeitszeit um 10% verpflichten soll. Sie soll bei vollem Lohnausgleich er-
folgen und bestimmte Wahlmöglichkeiten offen lassen (Herabsetzung der
Rentenaltersgrenze, Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit und Einfüh-
rung einer 5. Schicht, Verlängerung des Jahresurlaubs)33.

Zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen stellte der EGB außerdem im
April auf der Grundlage des Münchener Aktionsprogrammes ein Forderungs-
programm auf; es dient als Operationsbasis gegenüber den Institutionen der
Gemeinschaft und den Arbeitgebern und enthält die folgenden Prioritäten:
— Die Bekämpfung schädlicher Stoffe am Arbeitsplatz;
— die Auswirkungen neuer Technologien, deren Einführung zwar nicht aus-

schließlich negativ zu bewerten ist, deren mögliche schlimme Folgen aber
eine umfassende demokratische Planung auf allen Ebenen erforderlich ma-
chen;

— die Neuordnung der Arbeitszeit: hier definiert der EGB die wesentlichen
Voraussetzungen für die Erhaltung der Gesundheit der Arbeitnehmer hin-
sichtlich der täglichen und wöchentlichen Dauer der Arbeit, der Überstun-
den, der Schichtarbeit und des Urlaubs34.

Ein wichtiger Schwerpunkt in der Arbeit des EGB war in den letzten beiden
Jahren die Stellung der Arbeitnehmer in den großen, besonders den multina-
tionalen Unternehmen. Der heftig umstrittene Richtlinienvorschlag der Kom-
mission über die „Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer" von kom-
plexen Unternehmen vom 1. Oktober 1980 kann politisch als ein gewisser Er-
folg der gewerkschaftlichen Bemühungen angesehen werden. Seine Kernpunk-
te sind Information, Konsultation und Interessenvertretung auf transnationa-
ler Ebene. Der wichtigste Aspekt für den EGB ist der verbindliche Charakter
der vorgeschlagenen Regelung zur Ausweitung der Rechte der Arbeitnehmer,
im Gegensatz zu den unverbindlichen Verhaltensregeln des Internationalen
Arbeitsamtes (ILO) und der OECD, auf welche die Unternehmerseite ver-
weist. Trotz der Opposition von einzelnen Unternehmerverbänden und
UNICE (auch US-Handelskammern in Europa äußerten Bedenken) erreichte
die Gewerkschaftsseite auch bei der Behandlung der Richtlinie Teilerfolge im
WSA und im EP (deren endgültige Beratungen Ende 1981 noch ausstanden);
auch zu dieser Frage organisierte das EGB-Sekretariat mehrere Zusammen-
künfte mit gewerkschaftlich orientierten Parlamentariern verschiedener Frak-
tionen35.

Als einen wichtigen Fortschritt zwischengewerkschaftlicher Konsensfindung
kann der EGB den im Juni beschlossenen Kompromiß über gemeinsame For-
derungen in Tarifverhandlungen betrachten; also über einen Kernbereich ge-
werkschaftlicher Aktion, der angesichts der nationalen Unterschiede im Sy-
stem der Arbeitsbeziehungen besonders schwer zu harmonisieren und in eine
europäische Praxis zu überführen ist. Es handelt sich dabei um Forderungen,
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die in den Verhandlungen im nationalen Rahmen jeweils in den Mittelpunkt
gestellt werden sollen: Vorrangige Anhebung der Niedriglöhne, Abschaffung
nachteiliger Arbeitsverhältnisse, neue Gewerkschaftsrechte bei der Einfüh-
rung neuer Technologien. Dabei möchte der EGB den Mitgliedsbünden und
Fachgewerkschaften „nicht ins Handwerk pfuschen" — diese sollen ihre Priori-
täten selbst definieren; andererseits betrachtet er den Erfolg dieses Experi-
ments als einen Gradmesser für die Fähigkeit zu konkreter transnational koor-
dinierter Aktion36.

Fazit und Perspektive
Der seit Mitte der 1970er Jahre eingeleitete Prozeß der Konsolidierung des
EGB scheint angesichts der fortdauernden Meinungsverschiedenheiten über
die interne Struktur und die Zusammensetzung des europäischen Dachverban-
des an eine gewisse Grenze gestoßen zu sein. Der EGB bleibt in der Tat in er-
ster Linie ein Verband der Dachverbände; die Schwierigkeiten fachgewerk-
schaftlicher Koordination und Integration sind aber nicht nur auf politische
und organisatorische Probleme der bestehenden Gewerkschaftsstrukturen zu-
rückzuführen, sondern auch darauf, daß die Unternehmer zu verbindlichen
Verhandlungen auf Gemeinschaftsebene kaum bereit sind. Andererseits sind
in den Europäischen Gewerkschaftsausschüssen auch schon Erfolge tarifpoliti-
scher Koordinierung und Angleichung erzielt worden.

Was seine Zusammensetzung betrifft, so kann der nun acht Jahre alte „Su-
perbund" die historische richtungsgewerkschaftliche Spaltung der Gewerk-
schaftsbewegung nicht einfach aufheben, wie sie im nationalen und internatio-
nalen Bereich ja weiterbesteht; er bleibt vor allem auch ein Reflex der je natio-
nalen Gewerkschaftsszene, die zum Beispiel in Frankreich von anhaltender Ri-
valität zwischen den Richtungsgewerkschaften gekennzeichnet ist. Es spricht
auf der anderen Seite für die nun erreichte Kohärenz des EGB, daß die heikle
Frage neuer Mitglieder letztlich im Mehrheitsverfahren gelöst wird. Auch hat
der EGB einen Grad geographischer Ausdehnung und Repräsentanz erreicht,
der innerhalb seines Kontrahenten, der UNICE, die Überlegung provozierte,
ob sich der europäische Dachverband der Unternehmer nicht nach einem dek-
kungsgleichen Muster organisieren solle.

Auf einzelne Erfolge des EGB wurde im vorigen Abschnitt hingewiesen.
Insgesamt haben die Aktivitäten im Rahmen der Kampagne gegen die Arbeits-
losigkeit, die nach wie vor das Kernproblem für den EGB darstellt, die Fähig-
keit zur transnationalen Koordination auch praktischer gewerkschaftlicher Ak-
tionen gezeigt, und sie beförderten eine Homogenisierung der Forderung nach
Arbeitszeitverkürzung. Das EGB-Sekretariat konnte eine „verstärkte Motiva-
tion der aktiven Gewerkschafter" feststellen, auf nationaler, regionaler und
sektoraler Ebene die europäische Dimension zu berücksichtigen, und eine ge-
wachsene Bereitschaft der Mitgliedsbünde zur Zusammenarbeit37.
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Anmerkungen
1 Vgl. zur europäischen Verbandswirklichkeit

vor allem: WSA (Hrsg.), Die europäischen
Interessenverbände und ihre Beziehungen
zum WSA, Baden-Baden 1980; Konrad
Schwaiger u. Emil Kirchner, Die Rolle der
Europäischen Interessenverbände, Baden-
Baden 1981; Hans-Günther Brüske, Der
Wirtschafts- und Sozialausschuß, in diesem
Band.

2 Comite des Organisations Professionnelles
Agricoles de la CE.

3 Eine ausführliche Darstellung ist in folgen-
der, kurz vor dem Abschluß stehenden Stu-
die zu finden: Barbara Burkhardt-Reich u.
Wolf gang Schumann, Der landwirtschaftli-
che Euro-Verband COPA und seine nationa-
len Mitgliedsverbände im Mehrebenen-Sy-
stem der EG.

4 Siehe dazu: Agra-Europe 32/81 vom
10.8.1981, Europa-Nachrichten 11.

5 Vgl. Barbara Burkhardt-Reich, COPA, in:
Werner Weidenfeld u. Wolf gang Wessels
(Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen Integra-
tion. Bonn 1981, S. 280-283.

6 CNSTP: Confederation nationale syndicale
des travailleurs paysans; MODEF: Mouve-
ment de Defense des Exploitations Fami-
liaux, FFA: Föderation Francaise de l'Agri-
culture.

7 „Sans surestimer l'importance de ces mouve-
ments, la reconnaissance par le gouverne-
ment de la Confederation nationale syndicale
des travailleurs paysans (CNSTP) ou du MO-
DEF constitue une revolution", in: Le Mon-
de vom 1.4.1982.

8 Vgl. Barbara Burkhardt-Reich, COPA,
a.a.O..

9 Entsprechend äußerten sich COPA-Vertre-
ter in Gesprächen mit der Verfasserin.

10 COPA-Pressemitteilung (CdP (81) 11) vom
15.5.1981.

11 COPA-Pressemitteilung (CdP (81) 15) vom
26.6.1981: erste Kommentare des Präsiden-
ten von COPA, Freiherr Heeremann, und
des Präsidenten von COGECA, Herrn Ve-
trone, in Bezug auf den Bericht der Kommis-
sion zum Mandat vom 30. Mai 1980; COPA-
Pressemitteilung (Pr (81) 15, CD (81) 15)
vom 17.6.1981: First reaction of COPA and
COGECA to the Commissions Report on the
Mandate of 30 May 1980.

12 Eine ausführliche Schilderung dieser Ereig-
nisse finden sich in Agra-Europe, vor allem in
den Nummern 11-15 des Jahres 1982.

13 Als Beispiel soll folgende Stellungnahme des
COPA-Präsidenten Graf Emo Capodolista
dienen: „Ich protestiere mit allem Nachdruck
gegen die neuerliche Verzögerung der Fest-
setzung der Agrarpreise und der flankieren-
den Maßnahmen für das Wirtschaftsjahr
1982/83. . . . Ich hoffe, daß dieser Appell auf
Gehör stößt. Das Zaudern des Rates hat lan-
ge genug gedauert. Die Geduld der Landwir-
te ist am Ende!" In: COPA-Pressemitteilung,
(CdP (82) 13) vom 30.4.1982.

14 Die UNICE repräsentiert seit der am 1. Janu-
ar 1981 vollzogenen Vollmitgliedschaft des
seit 1962 assoziierten griechischen Unterneh-
merverbandes (Federation of Greek Indu-
stry) gegenwärtig 14 wirtschafts- und sozial-
politische Spitzenverbände der 10 EG-Mit-
gliedstaaten. Die Zahl der UNICE-assoziier-
ten Verbände erweiterte sich mit der eben-
falls am 1. Januar 1981 erfolgten Aufnahme
des zyprischen Arbeitgeberverbandes (Fede-
ration of Cyprus Employers) auf gegenwärtig
ebenfalls 14 Mitgliedsorganisationen.

15 Als wichtigste europäische Branchenverbän-
de im industriellen Sektor sind u.a. zu nen-
nen: Eurofer (Stahl), CEFIC (Chemie), Co-
mitextil (Textil), Orgalime (Maschinenbau
und Elektroindustrie).

16 Diese Bilanz basiert auf der Auswertung der
UNICE-Monatsbulletins, der 1981 veröffent-
lichten Stellungnahmen sowie Gesprächen
des Verfassers mit UNICE-Vertretern An-
fang April 1982 in Brüssel.

17 Vgl. Rapport du Groupe „Fonction de l'UNI-
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deutung dieser verbandsinternen Studie geht
nicht zuletzt aus der hochkarätigen Zusam-
mensetzung dieses Gremiums aus einzelnen
Hauptgeschäftsführern der Mitgliedsverbän-
de sowie den Vorsitzenden der beiden wich-
tigsten UNICE-Steering Groups, dem wirt-
schaftspolitischen Büro und dem sozialpoliti-
schen Ausschuß hervor. An dem vergleichs-
weise langen Beratungszeitraum von nahezu
2 Jahren mag ebenfalls die Bedeutung und
Brisanz dieser verbandsinternen Statutenre-
flexion abgelesen werden.
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